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Die Tendenz der Justiz, schwere Gewalt
zu bagatellisieren
Überlegungen zum Fall der getöteten 16-jährigen Lucie und zu
weiteren Gewalttaten der letzten Zeit
VonMartinKillias*
Nach der Tötung der 16-jährigen Lucie
Trezzini in Rieden bei Baden ist kritisiert
worden, die Aargauer Vollzugsbehörde
habe den vorbestraften, drogenkonsumie-
renden Täter zu wenig betreut. Im Zu-
sammenhang mit weiteren Gewalttaten
ortet der Kriminologe Martin Killias im
folgenden Beitrag hingegen mögliche Feh-
lerquellen vielmehr bei der Justiz.
Viele fragen sich in diesen Tagen, ob die grauen-
hafte Tötung an Lucie nicht hätte verhindert
werden können. Solche Fragen sind nachfühlbar.
Sofern die laufenden Untersuchungen nicht
neue Tatsachen zutage fördern, drängt sich je-
doch der Schluss auf, dass zu Unrecht das Pro-
blem in erster Linie bei der forensischen Psych-
iatrie und der Bewährungshilfe geortet wird. Er-
staunlich auch, wie wenig gleichzeitig vom
Tötungsdelikt an einer 16-jährigen Zürcherin in
Volketswil die Rede ist. Dabei sind solche Fälle
unvergleichlich häufiger und sollten daher eher
zur Frage veranlassen, was schiefgelaufen ist.
Wer hat etwa dem jungen Mann, der keine Waffe
besitzen dürfte, eine solche übergeben? Ist diese
Person ermittelt, und sitzt sie in Haft? Vor allem
aber lenkt der Fokus auf der Psychiatrie von
anderen Fehlerquellen ab, die mehr Aufmerk-
samkeit verdienen würden.
«Bagatellstrafen» für Gewalttäter
So wäre beispielsweise zu fragen, wieso der mut-
massliche Täter im Fall Lucie für die versuchte
Tötung vor sechs Jahren nicht zu einer langjähri-
gen Freiheitsstrafe verurteilt wurde. So verständ-
lich es ist, dass man damals – gegenüber einem
19-Jährigen – von der Verwahrung abgesehen hat,
bleibt doch die Frage, ob ihm nicht für mehr als
vier Jahre die Freiheit hätte entzogen werden sol-
len. Erst recht drängen sich solche Fragen bei wei-
teren Gewalttätern auf, die in letzter Zeit gehäuft
mit absoluten Bagatellstrafen belegt wurden.
So muss der Täter, der einen FCZ-Fan mit
einem heftigen Schlag auf den Kopf zum Invali-
den gemacht hat, nur für rund ein Jahr ins Ge-
fängnis. Da dieser Mann bereits mehrfach – sogar
während des hängigen Strafverfahrens – massiv
gegen andere Menschen gewalttätig geworden ist,
stellt sich die Frage, ob man ihn nicht wegen even-
tualvorsätzlicher schwerer Körperverletzung hät-
te verurteilen können. Bei so viel Brutalität ist
schwer einsichtig, weshalb die Staatsanwaltschaft
nur fahrlässige schwere Körperverletzung einge-
klagt hat. Die Begründung, wie sie in den Medien
wiedergegeben wurde, dass nämlich der Täter die
dramatischen Verletzungsfolgen nicht gewollt
habe, könnte dahingehend verstanden werden,
dass man seitens der Justiz den Begriff des Vor-
satzes implizit auf die Absicht einengt – und
nicht, wie vom Gesetzgeber gewollt, auch ent-
sprechend bestraft, wer um die Möglichkeit einer
schweren Verletzung weiss und diese Folge
akzeptiert, weil er das Opfer als Gegner «kampf-
unfähig» schlagen will. Wer schon mehrfach Men-
schen verletzt hat, kann doch nicht im Ernst be-
haupten, von der Schwere der Folgen überrascht
worden zu sein. Kurz: Massive Gewalt ist kein
«Unfall». Natürlich ist es unmöglich, diese Fragen
ohne Kenntnis der – nicht zugänglichen – Akten
zu beurteilen. Im Zweifel aber hätte die Staats-
anwaltschaft dem Gericht anheimstellen müssen,
auf vorsätzliche statt nur fahrlässige Begehung zu
erkennen. Mit einer bagatellisierenden Anklage
wurde das verhindert.
Noch mehr Zweifel weckt der Fall der beiden
Täter, die am Bahnhof Zürich Stadelhofen einen
Passanten niederschlugen, ihn, als er auf die Ge-
leise der dort im Zweiminutentakt verkehrenden
S-Bahn fiel, dort liegen liessen – und nun mit
einer bedingten Geldstrafe von 75 Tagessätzen
beziehungsweise einer bedingten Freiheitsstrafe
von einem Monat davonkamen. Von aussen ge-
sehen hat das Vorgehen der beiden jungen Schlä-
ger alle Anzeichen einer versuchten Tötung, denn
der Verletzte, der sich nicht mehr bewegen
konnte, überlebte nur dank zwei Unbeteiligten,
die ihn auf das Perron zurückhoben. Was immer
die Gründe waren, die die Staats- und Jugend-
anwaltschaft veranlassten, hierin bloss eine Un-
terlassung (der Nothilfe) zu sehen und die Sache
via Strafbefehl «diskret» zu erledigen – sie hätten
hier proaktiv informieren müssen, um ihr Vor-
gehen nachvollziehbar zu machen.
Einfluss auf das Anzeigeverhalten
In all diesen Fällen – weitere Beispiele bleiben
aus Platzgründen unerwähnt – wurden mutmass-
lich sehr gefährliche Täter in Freiheit belassen.
Wieso regt sich niemand über diese Zeitbomben
auf? Das untergräbt das Vertrauen in die Justiz als
Ganzes. Wenn Jugendliche, die häufiger als
andere Opfer brutaler Gewalt werden, nur selten
Anzeige erstatten, weil – wie sich in Befragungen
zeigt – sie die Einschaltung der Justiz für zwecklos
halten, so sind solche Urteile kaum geeignet, ihre
Sichtweise zu korrigieren. Auch mögen sich die
Polizisten, die die Stadelhofen-Täter mit viel Auf-
wand (und Publikumsunterstützung) ermittelt
haben, fragen, ob sich ihr Einsatz gelohnt hat.
Von vielen Justizpersonen und Politikern wird
jeweils hervorgehoben, wie wichtig es sei, mög-
lichst viele Täter vor den «ungünstigen» Einflüs-
sen des Strafvollzugs zu verschonen. Diese Auf-
fassung, die sich bis 1850 zurückverfolgen lässt,
war die Leitidee des neuen Strafgesetzbuchs. Nur
hat sie sich leider nirgends bestätigt. Nichts würde
dagegen sprechen, dem Strafrecht die Funktion
zuzuweisen, die Recht schon immer hatte: näm-
lich «Billigkeit» herzustellen. Das sollte auch
gegenüber Jugendlichen gelten, die für schwerste
Verbrechen mit absoluten Bagatellstrafen weg-
kommen – in der Schweiz übrigens mehr als in
jedem anderen Land.
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